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A. GELDWASCHEPRAVENTION: EIN THEMA FUR MICH

A. GELDWASCHJEPRKVENTION:
EIN THEMA FUR MICH?!

Geldwdsche - das klingt nach organisiertem Verbrechen und internationaler Kriminalit&t im
ganz grof3en Stil. Betroffen sind aber nicht nur weltweit agierende Konzerne, sondern auch
regional tatige Betriebe. Rechtschaffene Unternehmen werden von Kriminellen nicht selten
missbraucht, um Geld zu waschen. Diese versuchen dabei, Investitionen zu tatigen, mit denen
illegal erworbene Gewinne aus schweren Straftaten so in den legalen Wirtschaftskreislauf
eingefiihrt werden, dass die illegale Herkunft des Geldes nicht mehr nachvollzogen werden
kann.

Dagegen wendet sich das Gesetz iiber das Aufspiiren von Gewinnen aus schweren Straftaten
- Geldwdschegesetz (GwG) und verpflichtet in Deutschland tétige Wirtschaftsakteure, bei der
Geldwascheprdvention aktiv mitzuwirken. Die mitwirkungspflichtigen Personen und
Unternehmen werden daher auch , Verpflichtete“ genannt.

Mit einer Buchmachererlaubnis gemaf3 § 2 Absatz 1 Rennwett- und Lotteriegesetz
(RennwLottG) sind Sie Verpflichteter nach dem GwG.

Versdumnisse bei der Geldwdscheprdvention, zu der auch die Verhinderung von
Terrorismusfinanzierung gehért, kdnnen fiir Unternehmen schwerwiegende Folgen haben. Der
wirtschaftliche Schaden, den die Betroffenen im Geldwdschefall nicht selten erleiden, ist
dabei nicht das einzige Problem. Fiir Pilichtverletzungen nach dem GwG, die keines direkten
Bezugs zu einer Geldwdschestraftat bedirfen, kénnen Buf3gelder, bei fahrlassigen Verstdfien
bis zu 50.000 Euro, bei leichtfertigen VerstéBen von bis zu 100.000 Euro und bei vorsatzlichen
VerstéBen von bis zu 150.000 Euro je Einzelfall, verhdngt werden.
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Je nach Schwere des Verstof3es kann die Hohe des Buf3geldes sogar bis zu 5 Millionen Euro
oder bis zu 10 % des Vorjahresumsatzes betragen.

Daneben droht ein Imageverlust durch die im Geldwdschegesetz vorgesehene
Veroffentlichungspflicht. Die Aufsichtsbehérden haben bestandskraftige Mafinahmen und
unanfechtbare Bu3geldentscheidungen auf ihren Internetseiten fiir die Dauer von fiinf Jahren
bekanntzumachen. Hierbei werden Art und Umfang des Verstof3es sowie die fiir den Verstof3
verantwortlichen Personen genannt.

=3 =
. ‘ L

TYPISCHE IRRTUMER IN BEZUG AUF GELDWASCHE
-

-

-
“ Wir nehmen kein Bargeld und sind f “ Geldwdascher sind ausschliefllich
daher nicht gefdhrdet. Banktransaktionen auf schnelle, anonyme Geschdafte aus.
4 sind eine sichere Sache gegen "
Geldwdasche!

“ Wir kennen unsere Kunden.
Geldwdsche wiirde in unseren Prozessen
auffallen!

“ Wir sind ein mittelstandisches
Unternehmen und in unserem
Geschaftsfeld weit weg von
internationaler Geldwdsche!

-
'0

Daneben erméchtigt das Gesetz die Aufsichtsbehérden zu MaBBnahmen und Anordnungen,
um die Einhaltung der geldwdscherechtlichen Pilichten sicherzustellen. Diese kénnen im
Verwaltungsverfahren auch durch empfindliche Zwangsgelder durchgesetzt werden. Seit Juni
2017 sind auch Buchmacher im Sinne des Rennwettlotteriegesetzes Verpflichtete des GwG.

Geldwdsche und Gliicksspiel

Im Gliicksspiel treffen zwei Komponenten aufeinander, die den Sektor besonders attraktiv fiir
Geldwdsche machen. Dies sind zum einen die hohen Transaktionsbetrége, die beim
terrestrischen Spiel oftmals auch in bar gezahlt werden, sowie zum anderen die hohe Umlauf-
und Transaktionsgeschwindigkeit, mit der Gelder verschoben werden kdnnen. Fiir die
jeweiligen Wetten werden Wettscheine ausgestellt. Hieriiber kann die Herkunft von (Gewinn-)
Geldern nachgewiesen werden. Ohne Identifizierung des Spielers durch den Buchmacher ist
jedoch die Méglichkeit eroffnet, dass Geldwdscher diese Wettscheine erwerben und somit die
Wahrscheinlichkeit einer Uberfiihrung wegen eines Geldwéschedeliktes wesentlich erschwert
wird.!

* Ausfiihrliche Ausfiihrungen zu Techniken und Typologien, die besonders in Verbindung mit dem Gliicksspiel zum Einsatz
kommen, entnehmen Sie bitte den ,,Auslegungs- und Anwendungshinweisen zum Geldwdschegesetz (GwG) - Gemeinsame
Hinweise der Obersten Aufsichtsbehérden der Lander im Gliicksspielsektor gemdf3 § 51 Absatz 8 GwG fiir Veranstalter und
Vermittler von Gliicksspielen (Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 15 GwG) - Stand: November 2020%, Seiten 10-13, die
Sie unter https://www.berlin.de/geldwaesche/ im ,Downloadbereich finden.
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Aus diesem Grund sind Sie mit einer Buchmachererlaubnis nach dem Rennwett- und
Lotteriegesetz (RennwLottG) Verpflichteter nach dem GwG. Es obliegen Ihnen verschiedene
Aufgaben, Geldwdsche und Terrorismusfinanzierung zu verhindern.

|hre Pflichten stiitzen sich auf drei Sdulen:

PFLICHTEN ZUR
GELDWASCHEPRAVENTION

SORGFALTS-
RISIKO- PFLICHTEN VERDACHTS-
MANAGEMENT IN BEZUG AUF MELDUNGEN
KUNDEN

GELDWASCHEGESETZ

Was dies fiir Sie im Einzelnen bedeutet, erfahren Sie im Uberblick auf den folgenden Seiten
dieses Merkblatts.




BITTE
BEACHTEN SIE:
Bei einem
hoheren Geld-
wdscherisiko sind
die Anforde-
rungen an das
Risikomanage-
ment héher, bei
niedrigerem
Risiko geringer.

I

B. RISIKOMANAGEMENT
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B. RISIKOMANAGEMENT

Nicht alle Unternehmen brauchen die gleiche Risikovorsorge, um sich vor Geldwdsche und
Terrorismusfinanzierung zu schiitzen. Darum richten sich die gesetzlichen Anforderungen an
den jeweiligen Gefahren aus.

Der Gesetzgeber verlangt von den nach dem GwG verpflichteten Personen und Unternehmen
ein Risikomanagement, das aus zwei Teilen besteht: Eine von lhnen vorzunehmende
Risikoanalyse und hierauf aufbauend individuelle, unternehmens- oder betriebsinterne
Sicherungsmafinahmen gegen Geldwdsche und Terrorismusfinanzierung.

Grundsatzlich gilt: Nur wenn Sie die Ihnen drohenden Risiken kennen, kénnen Sie lhr
Unternehmen wirksam dagegen schiitzen.

Die Verantwortung fiir das Risikomanagement trdgt ein Mitglied der Leitungsebene lhres
Unternehmens, das ausdriicklich zu benennen ist. Diese Person muss sowohl die Risikoanalyse
als auch lhre internen Sicherungsmafinahmen genehmigen.
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RISIKOMANAGEMENT

Risikoanalyse Interne Sicherungsmaf3nahmen

= LEITUNGSAUFGABE

Fir Unternehmensgruppen gelten besondere Vorschriften, unter anderem muss das
Mutterunternehmen die Risikoanalyse fiir die gesamte Gruppe, das heif3t fiir alle
gruppenangehdrigen Unternehmen, Zweigstellen und -niederlassungen durchfiihren. Interne
Sicherungsmaf3nahmen miissen gruppenweit einheitlich sein, der Geldwé&schebeauftragte
muss eine gruppenweite Strategie zur Verhinderung von Geldwdsche erstellen und es muss
ein Informationsaustausch innerhalb der Gruppe sichergestellt sein.

Um eine Verletzung der eigenen Aufsichtspflicht im Unternehmen (§ 130 Ordnungs-
widrigkeitengesetz) zu vermeiden, miissen Sie lhre Mitarbeiter iiber die Pflichten unterrichten

und deren Einhaltung sicherstellen.

Neben der Zuverlassigkeitspriifung bei Einstellung der Buchmachergehilfen ist auf die
erstmalige und laufende Unterrichtung der Mitarbeiter in Bezug auf Typologien und aktuelle
Meldungen der Geldwéasche und der Terrorismusfinanzierung zu achten.?

2 Ngheres entnehmen Sie bitte den ,,Auslegungs- und Anwendungshinweisen zum Geldwéschegesetz (GwG) - Gemeinsame
Hinweise der Obersten Aufsichtsbehdrden der Lander im Gliicksspielsektor gemé&B § 51 Absatz 8 GwG fiir Veranstalter und
Vermittler von Gliicksspielen (Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 15 GwG) - Stand: November 2020, Seiten 18 f, die
Sie unter https://www.berlin.de/geldwaesche/ im ,,Downloadbereich finden.
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. Risikoanalyse (§ 5 GwG)

Grundvoraussetzung fiir eine angemessene Prdvention ist, dass sich das Unternehmen
zundchst tber sein individuelles Risiko Klarheit verschafft, indem es eine sorgfdltige,
vollstdndige und zweckmadaflige Risikoanalyse erstellt, dokumentiert, regelméfig priift und
aktualisiert. Dabei sind insbesondere folgende Risikofaktoren zu beriicksichtigen:

RISIKOFAKTOREN

GEO-
GRAFISCHE
RISIKEN

VERTRIEBS-
KANAL-
RISIKEN

PRODUKT-
RISIKEN

DIENST- TRANS-
LEISTUNGS- AKTIONS-
RISIKEN RISIKEN

ZIEL:

Erkannte Risiken
steuern und
minimieren!

In Anlage 1 des GwG nennt der Gesetzgeber dazu Anzeichen und Faktoren fiir ein potenziell
geringeres Risiko, in Anlage 2 fiir ein potenziell hGheres Risiko.

Die dort genannten Anzeichen miissen Sie bei |hrer Risikoanalyse und bei den konkreten
Sorgfaltspflichten (siehe Kapitel C) beachten. Dariiber hinaus wird eine nationale
Risikoanalyse weitere Fallkonstellationen enthalten, die Ihnen helfen, Ihr Risiko vor
Geschdaftsabschlissen und Transaktionen besser einzuschdtzen.

Die Aufsichtsbehdrde kann jederzeit von lhnen verlangen, dass Sie die Risikoanalyse
vorlegen. Sie kdnnen bei der Aufsichtsbehdrde den Antrag stellen, von der Pflicht befreit zu
werden, die Risikoanalyse zu dokumentieren. Bitte beachten Sie, dass einem solchen Antrag
nur unter engen Voraussetzungen entsprochen werden kann. Befreit werden kénnen Sie
lediglich von der Verpflichtung zur Dokumentation, aber nicht von der Erstellung einer
Risikoanalyse an sich.

Il Interne Sicherungsmaf3nahmen (88 6 und 7 GwG)

Abgeleitet aus Ihrer Risikoanalyse miissen Sie - bezogen auf Ihr Geschaft und auf Thre
Kunden - organisatorische MaBnahmen schaffen, um angemessen auf die festgestellten
Gefahren reagieren zu kdnnen. Die Maf3nahmen miissen der jeweiligen Risikosituation
entsprechen und diese hinreichend abdecken.
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1. Interne Grundsdtze, Verfahren und Kontrollen

Legen Sie genau fest, wer in Ihrem Unternehmen wann und wie die Vorgaben des
Geldwdschegesetzes zu erfiillen hat. Geben Sie konkrete Handlungsanweisungen!

TIPP: Erstellen Sie ein ,,Geldwdschehandbuch”. Legen Sie darin fest, wer in welchen Fallen die Identifizierungs- und
Aufzeichnungspflichten wie zu erfiillen hat und wie mit auf3ergewdhnlichen/ verdéchtigen Sachverhalten und der
Meldepflicht im Verdachtsfall umzugehen ist. Regeln Sie auch, wer die Einhaltung der Vorgaben in welchen Abstdnden
kontrolliert und die Kontrolle dokumentiert. Dies kann Sie vor dem Vorwurf des Organisationsverschuldens schiitzen!

TIPP:
Dokumentieren
Sie, wen Sie
wann, wie und
mit welchen
Inhalten
unterrichtet

haben. n

2. Geldwdschebeauftragter und Stellvertreter

GemdfB § 7 Absatz 1 GwG besteht fiir Verpflichtete mit einer Buchmachererlaubnis nach
dem Rennwett- und Lotteriegesetz (RennwLottG) die Pflicht zur Bestellung eines
Geldwdschebeauftragten und eines Vertreters.?

3. Unterrichtung der Mitarbeiter (Buchmachergehilfen)

Alle Personen, die mit geldwéscherelevanten Geschdaftsvorféllen in Kontakt kommen kénnen,
miissen neben den Pflichten des Geldwdschegesetzes und sonstigen Vorschriften (unter
anderem Datenschutzbestimmungen, siehe § 6 Absatz 2 Nr. 6 GwG) auch die géngigen, fiir
Ihren Sektor einschldgigen Typologien und Methoden der Geldwdsche und Terrorismus-
finanzierung kennen und iiber Anderungen laufend informiert werden. Da ausschlieBlich
Buchmachergehilfen Pferdewetten annehmen diirfen, sind diese laufend zu unterrichten.

4, Zuverl@ssigkeitsiiberpriifung der Mitarbeiter

Mitarbeiter, die mit geldwdscherelevanten Sachverhalten befasst sind, miissen Sie in
geeigneter Weise auf ihre Zuverldssigkeit tiberpriifen. Halt sich Ihr Personal an das
Geldwdschegesetz und Ihre internen Vorschriften? Werden Verdachtsfdlle gemeldet? Beteiligt
sich Ihr Personal an zweifelhaften Geschaften? Uberpriifen Sie dies insbesondere durch
Personalkontroll- oder Beurteilungssysteme.

5. Auslagerung interner Sicherungsmafinahmen (,,Outsourcing®)

Unter bestimmten, in § 6 Absatz 7 GwG genannten Voraussetzungen ist eine vertragliche
Auslagerung auf einen Dritten (Dienstleister) méglich. Der Dritte ist mit Sorgfalt auszuwéhlen.
Die Auslagerung miissen Sie lhrer Aufsichtsbehdrde vorab anzeigen. Die Verantwortung fiir
die Sicherungsmaf3inahmen und deren Durchfiihrung bleibt stets bei Ihnen als Verpflichtete.

6. Besonderheit fiir Verpflichtete mit einer Buchmachererlaubnis nach dem Rennwett- und
Lotteriegesetz (RennwLottG)

a) Schaffung eines Datenverarbeitungssystems

Gemdaf3 § 6 Absatz 4 GwG miissen Verpflichtete mit einer Buchmachererlaubnis nach dem
Rennwett- und Lotteriegesetz (RennwLottG) iiber die in § 6 Absatz 2 GwG genannten
Maf3nahmen (siehe Nrn. 1-7) zusétzlich ein Datenverarbeitungssystem schaffen, pflegen
und betreiben, mittels dessen sie in der Lage sind, Geschdaftsbeziehungen und einzelne

3 Die ausfiihrliche Beschreibung der Aufgaben des Geldwéschebeauftragten entnehmen Sie bitte den ,,Auslegungs- und
Anwendungshinweisen zum Geldwéschegesetz (GwG) - Gemeinsame Hinweise der Obersten Aufsichtsbehdrden der Lander
im Gliicksspielsektor gemdf3 § 51 Absatz 8 GwG fiir Veranstalter und Vermittler von Gliicksspielen (Verpflichtete nach § 2
Absatz 1 Nummer 15 GwG) - Stand: November 2020%, Seiten 21-25, die Sie unter https://www.berlin.de/geldwaesche/ im
,Downloadbereich” finden.
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Transaktionen im Spielbetrieb zu erkennen, die als ungewdhnlich anzusehen sind. Die
Nichtschaffung eines Datenverarbeitungssystems stellt einen Buf3geldtatbestand dar, § 56
Absatz 1 Nr. 4 GwG.

=

Besondere Vorschriften fiir das Gliicksspiel im Internet, § 16 GwG

Verpflichtete mit einer Buchmachererlaubnis nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz
(RennwLottG), die von der Erlaubnisbehérde die Genehmigung erhalten haben, das
Veranstalten und Vermitteln von Pferdewetten im Internet zu betreiben, miissen zusétzlich
die besonderen Vorschriften fiir das Gliicksspiel im Internet - § 16 GwG - beachten.

Der Verpflichtete darf einen Spieler gemé&f § 16 Abs. 2 GwG erst zum Gliicksspiel im
Internet zulassen, wenn er zuvor fiir den Spieler auf dessen Namen ein Spielerkonto
eingerichtet hat. Beim Spielerkonto handelt es sich nicht um ein Zahlungskonto im Sinne
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG), sondern um ein internes kaufménnisches
Verrechnungskonto, auf dem Soll- und Habenpositionen ausgewiesen werden. Einen
formalen Kontoinhaber gibt es beim Spielerkonto nicht. Dieses Konto dient lediglich der
transparenten Dokumentation der Zahlungsstréme zwischen Spieler und Veranstalter oder
Vermittler.

Des Weiteren sind die Vorschriften zum Aufladen des Spielerkontos (§ 16 Abs. 4 GwG), der

Identitét von Spieler und Inhaber des Zahlungskontos (§ 16 Abs. 4 GwG), der

BITTE BEACHTEN Kontountervollmachten und Ehegattenkonten (§ 16 Abs. 4 GwG), der Kreditkarten-

SIE: zahlungen (§ 16 Abs. 4 GwG), der Identitat von Ein- und Auszahlungskonto (§ 16 Abs. 4
Die Aufsichts- und Abs. 7 GwG), der Kundenkarten (§ 16 Abs. 6 GwG), der Transaktionen des

behdrde kann Verpflichteten an den Spieler (§ 16 Abs. 7 GwG), der Informationspflicht tiber die
Anordnungen Kontoeréffnung des Verpflichteten (§ 16 Abs. 5 GwG), der Vorlaufige Identifizierung (§ 16
ireffen, damit Sie Abs. 8 GwG) und der Vollstandige Identifizierung nach (§ 16 Abs. 8 GwG) zu beachten.

die fiir Ihr Unter-
nehmen erforder-
lichen internen
Sicherungsmaf-
nahmen schaffen.

7. Rennvereine mit einer Erlaubnis nach § 1 RennwLottG

Rennvereine, die eine Erlaubnis nach § 1 RennwLottG haben, sind nicht Verpflichtete nach
dem GwG, es sei denn, es betrifft ihr Angebot im Internet (Erlaubnis nach § 27 Abs. 2 GliStV).
Auch hier sind dann die allgemeinen und die besonderen Vorschriften fiir das Gliicksspiel im
Internet gemaB § 16 GwG zu beachten (siehe B I1 6 b).

10



»KNOW YOUR
CUSTOMER“:
Stellen Sie
sicher, dass Sie
lhren Kunden
kennen!

C. SORGFALTSPFLICHTEN IN BEZUG AUF KUNDEN

C.SORGFALTSPFLICHTEN IN
BEZUG AUF KUNDEN

Es ist die zentrale Verpflichtung nach dem GwG, dass Sie wissen, mit wem Sie Geschdafte
machen. Hierflir missen Sie Ihren Kunden nicht nur identifizieren, sondern auch priifen, ob die
von ihm gemachten Angaben stimmen. Die von lhnen einzuholenden Unterlagen miissen
aufgezeichnet und aufbewahrt werden.

Im folgenden Abschnitt geht es daher im Wesentlichen um folgende Sorgfaltspflichten:

(1) die Identifizierung des Vertragspartners und der ggf. auftretenden Person,

(2) die Priifung, ob die fiir den Vertragspartner auftretende Person hierzu berechtigt ist,

(3) die Abkldrung, ob der Vertragspartner fiir einen wirtschaftlich Berechtigten handelt und
diesen ggf. identifizieren

(4) die Feststellung, ob es sich bei dem Vertragspartner oder dem wirtschaftlich
Berechtigten um eine politisch exponierte Person handelt und

(5) die kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung.

Der konkrete Umfang dieser Kundensorgfaltspflichten muss dem jeweiligen Geldwdscherisiko
in Bezug auf den Vertragspartner, die Geschdftsbeziehung oder die Transaktion entsprechen.
Dies kann von der Aufsichtsbehérde gepriift werden.

Sind Sie nicht in der Lage, die Sorgfaltspflichten (1) bis (5) zu erfiillen, diirfen Sie die
Geschdftsbeziehung nicht begriinden oder fortsetzen bzw. die Transaktion nicht durchfiihren
und bestehende Geschdftsbeziehungen miissen dann beendet werden. Ein Verstof3 hiergegen
kann mit einer Geldbuf3e geahndet werden.

11
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. Identifizierung, § 10 Absatz 1 Nummer 1 GwG

1. Wer ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1 GwG)

WER IST ZU IDENTIFIZIEREN? (§ 11 ABSATZ 1 GWG)

KUNDE
(VERTRAGS-
PARTNER)

FUR DEN
KUNDEN
AUFTRETENDE
PERSON

WIRT-
SCHAFTLICH
BERECHTIGTER

Als Verpflichteter haben Sie bei allen neuen Kunden den Vertragspartner, gegebenenfalls fiir
diesen auftretende Personen (zum Beispiel ein Vertreter oder Bote) und wirtschaftlich
Berechtigte (siehe unter Abschnitt Il.) zu identifizieren. Bei bereits bestehenden Geschéfts-
beziehungen/ Stammkunden miissen Sie risikoorientiert, insbesondere wenn sich
maf3gebliche Umstdnde beim Kunden dndern, die erforderlichen Angaben priifen und
gegebenenfalls eine Neuidentifizierung vornehmen (§ 10 Absatz 3 und Absatz 3a GwG).

2. Wann ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1, § 10 Absdtze 3 u. 5 GwG)

Bei der terrestrischen Veranstaltung und Vermittlung von Gliicksspielen (§ 2 Abs. 1 Nr. 15
GwG) werden die allgemeinen Sorgfaltspflichten geméf3 § 10 Abs. 5 S. 1 GwG regelmdBig
erst bei Gewinnen oder Einsdtzen eines Spielers in Héhe von 2.000 Euro oder mehr ausgeldst.
Dabei ist es unerheblich, ob der Schwellenwert bei einer Transaktion erreicht wird oder durch
mehrere Vorgdnge, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen scheint.

Aus der weiten Definition des Transaktionsbegriffs in § 1 Absatz 5 GwG ergibt sich, dass die
Identifizierungspflicht und die anderen allgemeinen Sorgfaltspflichten i.S.v. § 10 Absatz 1
GwG auch dann zu erfiillen sind, wenn mehrere Transaktionen - zwischen denen eine
Verbindung zu bestehen scheint - einzeln betrachtet den Schwellenwert von 2.000 Euro zwar
nicht Giberschreiten, jedoch in ihrer Gesamtsumme liber dem Schwellenwert liegen. Damit soll
die Umgehung der geldwdscherechtlichen Sorgfaltspflichten durch eine bewusste kiinstliche
Aufsplittung des festgelegten Héchstbetrages von 2.000 Euro in mehrere Teilbetrdge (sog.
Smurfing) verhindert werden.

Die Annahme einer solchen Verbindung mehrerer Einzeltransaktionen setzt einen sachlichen
und einen zeitlichen Zusammenhang dieser Transaktionen voraus. Ein sachlicher Zusammen-
hang ist bei einer Gleichwertigkeit der Transaktionen im Hinblick auf den Geschdaftsabschluss,
den Geschaftsgegenstand oder die Geschaftsabwicklung gegeben (z. B. die Platzierung
mehrerer Wetten bei demselben Wettveranstalter).
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IDENTIFIZIEREN:

Daten erfassen,
priifen, doku-
mentieren und
aufbewahren!

C. SORGFALTSPFLICHTEN IN BEZUG AUF KUNDEN

Ein zeitlicher Zusammenhang ist anzunehmen, wenn eine Person gleichartige Transaktionen
innerhalb eines begrenzten Zeitraumes tdtigt. Anhaltspunkte fiir einen solchen begrenzten
Zeitraum im Wettbereich kann das jeweilige Wettprogramm liefern.

Insoweit kann insbesondere ein zeitlicher Zusammenhang bestehen, wenn innerhalb einer sich
aus dem Wettprogramm ergebenden zeitlichen Einheit mehrere Wetten in einer Gesamthdhe
von 2.000 Euro und mehr platziert werden. So eine Einheit kann z.B. ein Wettkampfspiel, ein
Wetttag (Tagesprogramm), ein zusammenhdéngendes Wettereignis oder auch eine Wettwoche
(Wochenprogramm) darstellen. Fiir die von einem Wettveranstalter vorzunehmende Priifung,
ob eine Verbindung zu bestehen scheint, sind in dessen Priifung sdmtliche bei ihm platzierten
Wetten einzubeziehen. Die Wettplatzierungen kénnen ndmlich auch bei unterschiedlichen, fiir
ihn tatigen Vermittler abgegeben, bzw. teilweise terrestrisch iber Vermittler und teilweise
auch direkt bei dem Veranstalter (z.B. iiber das Internet) abgeschlossen worden sein.

Darauf, ob gem&f3 § 10 Abs. 3 Nr. 1 GwG mit dem Einsatz eine Geschdéftsbeziehung
begriindet wird oder es sich um eine voraussichtlich einmalige Transaktion handelt, kommt es
nicht an. § 10 Abs. 5 S. 1 GwG verdrdngt als Spezialregelung den § 10 Abs. 3 Nr. 1 GwG.

3. Wie ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 4, § 12 Absétze 1 und 2 und § 8 Absatz 2 GwG)

Achten Sie darauf, dass lhnen vorgelegte Dokumente tatséchlich der zu identifizierenden
Person zuzuordnen sind; bei natiirlichen Personen: Lichtbildausweis gemd&f Pass-/ Personal-
ausweisrecht (z.B. Personalausweis, Reisepass; nicht z.B. Fiihrerschein)! Die Identifizierung
muss grundsdtzlich anhand eines giiltigen Originaldokumentes erfolgen.

FOLGENDE DATEN MUSSEN SIE ERHEBEN (§ 11 ABSATZ 4, § 8 ABSATZ 2 GWG):

Natiirliche Person:

— Vorname und Nachname
— Geburtsort und -datum
- Staatsangehdrigkeit

— Wohnanschrift

— Art des Ausweises

— Ausweisnummer

— ausstellende Behorde

Sie haben nicht nur die Pilicht, sondern gegeniiber den Kunden das Recht, vollstdndige
Kopien der Dokumente und Unterlagen anzufertigen oder sie vollstdndig optisch digital zu
erfassen.

Kunden oder Vertragspartner miissen bei ihrer Identifizierung mitwirken und die nétigen
Informationen und Unterlagen zur Verfiigung stellen sowie Anderungen anzeigen (§ 11 Absatz
6 GwG).

Liegen lhnen Tatsachen vor, die den Verdacht begriinden, dass lhr Vertragspartner gegen
seine Pflicht aus § 11 Absatz 6 Satz 3 GwG verstéBt, den wirtschaftlich Berechtigten zu
offenbaren, |6st dies die Pflicht zur Abgabe einer Verdachtsmeldung aus (Kapitel G).

4, Kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 GwG)

Die Geschdftsbeziehung einschliellich der in ihrem Verlauf durchgefiihrten Transaktionen ist
kontinuierlich zu iiberwachen. Dabei muss sichergestellt werden, dass die Transaktionen mit
den beim Verpflichteten vorhandenen Informationen iiber den Vertragspartner, ggf. den
wirtschaftlich Berechtigten und, soweit erforderlich, iiber die Herkunft der Vermégenswerte
ibereinstimmen.
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Q C. SORGFALTSPFLICHTEN IN BEZUG AUF KUNDEN

KUNDEN MUSSEN BEI IHRER IDENTIFIZIERUNG NACH DEM GWG MITWIRKEN!

Verweigert der identifizierte Kunde lediglich das Kopieren bzw. die optisch digitalisierte Erfassung des Ausweises, fiihrt
alleine diese Tatsache nicht zur Beendigungspflicht des § 10 Absatz 9 GwG, da die Kopierpflicht zu den Aufzeichnungs-
pflichten des § 8 GwG und nicht zu den Sorgfaltspflichten zahlt. Es empfiehlt sich aber, auch diesen Sachverhalt zu

dokumentieren. n

Il. Wirtschaftlich Berechtigter
(8 3und § 11 Absatz 5 GwG)

Wirtschaftlich Berechtigter ist die natiirliche Person, in deren Eigentum oder unter deren
Kontrolle der Vertragspartner steht oder die natiirliche Person, auf deren Veranlassung eine
Transaktion durchgefiihrt oder eine Geschdéftsbeziehung begriindet wird.

Von wirtschaftlich Berechtigten miissen Sie zumindest den Namen erheben. Das GwG verfolgt
einen risikoorientierten Ansatz. Sollten Sie im Einzelfall feststellen, dass ein erhohtes Risiko
besteht, miissen Sie dariiber hinaus weitere Identifizierungsmerkmale erheben. Geburtsdatum,
Geburtsort und Anschrift diirfen Sie jedoch unabhdngig vom festgestellten Risiko erfassen.

1. Identifizierung von Tipp- und Spielergemeinschaften

Unter den Begriff des wirtschaftlich Berechtigten fallen auch die Teilnehmer einer Tipp- oder
Spielergemeinschaft. Diese sind wirtschaftlich Berechtigte, da sie die Teilnahme am Spiel
zumindest mitveranlasst haben und diese unmittelbar zu ihren Gunsten geht. Eine Befreiung
von der Einzelerfassung samtlicher Mitglieder der Tipp- oder Spielergemeinschaft ist nicht
angezeigt; denn aus der Situation der Spielergemeinschaften ergibt sich kein Sonderumstand,
der ein geringeres Risiko als im Falle eines Einzelspielers begriinden wiirde, da es sich
lediglich um eine Vielzahl von Spielern handelt, die ihre Einsdtze poolen und im Wege der
Innenabrede eine Aufteilung potentieller Gewinne vereinbaren. Der Gesamteinsatz diirfte
regelmdflig héher sein als der von Individualspielern. Wiirde man hier von einer Identifi-
zierung der librigen Mitglieder der Gemeinschaft absehen, wiirde dies zu einer ungerecht-
fertigten Intransparenz bei der Spieleridentifizierung fiihren.

Zwar bedeutet die Identifizierung von ganzen Spielergemeinschaften einen erheblichen
administrativen Aufwand. Spielergemeinschaften sind jedoch regelmdéflig auf Dauer angelegt
und weisen die gleiche personelle Zusammensetzung auf, so dass es sich hier um einen
einmaligen Erfassungsaufwand handelt, zumal die Spielerdaten auch dauerhaft im System
gespeichert bleiben. Spater miissen dann nur einzelne Personendnderungen nachgetragen
werden.

2. Transparenzregister

Das Transparenzregister enthdlt Angaben zu wirtschaftlich Berechtigten von Unternehmen und
ist erforderlich, um méglichst genaue Informationen zu wirtschaftlich Berechtigten zu erhalten.
Damit das effektiv funktioniert, miissen Unternehmen in mdglichst vielen Ldndern dazu
verpflichtet sein, Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten zu machen. In Deutschland wird
das Transparenzregister beim Bundesanzeiger Verlag GmbH gefiihrt und kann unter
www.transparenzregister.de abgerufen werden.

Mitteilungspflichtig fiir deren wirtschaftlich Berechtigte sind juristische Personen des

Privatrechts, eingetragene Personengesellschaften, Trusts, trustdhnliche Rechtsgestaltungen
sowie deren Verwalter, die ihren Wohnsitz oder Sitz in Deutschland haben sowie
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TIPP:

Viele Aufsichts-
behérden stellen
Dokumentations-
bdgen zur
Verfiigung. Diese
leiten Sie durch
alle wichtigen
Identifizierungs-

schritte. n

C. SORGFALTSPFLICHTEN IN BEZUG AUF KUNDEN

Gesellschaften/ Vereinigungen mit Sitz im Ausland, die in Deutschland Immobilien erwerben
(vgl. § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 GwG). Diese miissen Daten an das Transparenzregister
liefern.

Das deutsche Transparenzregister nutzt und ergénzt die bereits vorhandenen Informationen
anderer Register, bspw. des Handelsregisters. Daher verweist das Transparenzregister auf in
anderen Registern vorhandene Informationen. Es ist kein Vollregister, sondern erfiillt eher eine
Portalfunktion, um Informationen zu verkniipfen.

Sie als Verpflichteter kdnnen das Transparenzregister bei Ihren Feststellungen zum
wirtschaftlich Berechtigten lhrer Geschdftspartner nutzen. Bei Begriindung einer neuen
Geschdaftsbeziehung mit einer inldndischen juristischen Person oder Personengesellschaft (§
11 Absatz 5 Satz 2 GwG) miissen Sie von Ihrem Geschdéftspartner die Vorlage eines
Nachweises liber die Registrierung im Transparenzregister verlangen oder einen
Transparenzregisterauszug einholen. Abweichend davon ist es ausreichend, den Namen des
wirtschaftlich Berechtigten aufzuzeichnen (ohne Registrierungsnachweis im
Transparenzregister oder ohne Auszug aus dem Transparenzregister), wenn sich die Angaben
zum wirtschaftlich Berechtigten bereits aus den elektronisch abrufbaren Dokumenten und
Eintragungen gemdf § 20 Absatz 2 GwG ergeben (z. B. Eintragungen im Handelsregister).

Unstimmigkeiten zwischen von lhnen erlangten Erkenntnissen zum wirtschaftlich Berechtigten
und den Eintragungen im Transparenzregister miissen unverziiglich an die registerfiihrende
Stelle (Bundesanzeiger Verlag GmbH) gemeldet werden (§ 23 a GwG).

Die Einsichtnahme in das Transparenzregister ist abgestuft geregelt. Die meisten Daten sind
jedoch seit Januar 2020 fiir jedermann zugdnglich.

1. Politisch exponierte Personen (,,PeP*)

Zum Personenkreis der sogenannten "politisch-exponierten Personen" (kurz: PeP) gehéren
Personen, die ein hochrangiges 6ffentliches Amt im In- oder Ausland ausiiben (§ 1 Absatz 12
GwG) oder in den vergangenen zwdlf Monaten ausgeiibt haben (§ 15 Absatz 4 Satz 3 GwG).
Dies sind insbesondere die Staats- und Regierungschefs, aber auch Bundesminister und
Minister der Lander, soweit diese Bundesratsmitglieder sind, auBerdem Parlamentsabge-
ordnete auf Bundesebene. Eine Aufzdhlung von PeP finden Sie im GwG (§ 1 Absatz 12 GwG).

Das Geldwdschegesetz verlangt, dass Sie immer und unabhdngig vom Vorliegen eines
erhohten Risikos mit angemessenen, risikoorientierten Verfahren priifen und feststellen, ob es
sich bei Ihrem Vertragspartner oder dem wirtschaftlich Berechtigten um eine PeP, ein
Familienmitglied einer PeP oder um eine bekanntermafien einer PeP nahestehenden Person
handelt.

Erst nach Abklarung des PeP-Status kdnnen Sie entscheiden, ob ein erhéhtes Risiko vorliegt
und Sie in Bezug auf den Kunden und die Geschdaftsbeziehung/Transaktion verstérkte
Sorgfaltspflichten beachten miissen.

Im Regelfall geniigt es, lhren Vertragspartner beziehungsweise den wirtschaftlich Berechtigten
hiernach zu fragen. Die ergdnzende Nutzung einer ,,PeP-Datenbank” kann aber
risikoangemessen sein, wenn Sie regelmdflig mit PeP-Kunden rechnen oder zu tun haben.
Gleichzeitig sind die Angaben iiber den PeP-Status zu dokumentieren.
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D: VEREINFACHTE SORGFALTSPFLICHTEN (§ 14 GWG)
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D. VEREINFACHTE
SORGFALTSPFLICHTEN
(8 14 GwG)

Verpflichtete missen nur vereinfachte Sorgfaltspflichten erfiillen, soweit unter
Beriicksichtigung der insbesondere in den Anlagen 1 und 2 genannten Risikofaktoren zu den
88 5, 10, 14 und 15 GwG im Hinblick auf Kunden, Transaktionen und Dienstleistungen oder
Produkte nur ein geringes Risiko der Geldwdsche oder der Terrorismusfinanzierung besteht.
Eine Anwendung von vereinfachten Sorgfaltspflichten auf Buchmacher ist nicht méglich, da
Gliicksspielbereiche mit geringem Geldwdscherisiko bereits explizit vom Kreis der
Verpflichteten in § 2 Absatz 1 Nummer 15 GwG ausgenommen sind.
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E. VERSTARKTE SORGFALTSPFLICHTEN (§ 15 GWG)

L E. VERSTARKTE
SORGFALTSPFLICHTEN (§ 15
GwG)

§O §O O §O

PeP Kunde aus
Hohes Risiko (politisch expo- Staat mit hohem Auffdllige
(Einzelfall) nierte Person) Risiko Transaktion

N/ N/ N/ \/

VERSTARKTE SORGFALTSPFLICHTEN

Verpflichtete miissen unter bestimmten Voraussetzungen zusétzlich zu den in Kapitel C
beschriebenen allgemeinen Sorgfaltspflichten verstérkte Sorgfaltspflichten erfiillen (§ 15
Absétze 4 bis 7 GwG). Dies betrifft folgende Konstellationen:

(1) Stellen Sie im Rahmen Ihrer Risikoanalyse oder im Einzelfall fest, dass ein héheres
Risiko der Geldwdsche oder Terrorismusfinanzierung bestehen kann oder
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E. VERSTARKTE SORGFALTSPFLICHTEN (§ 15 GWG)

(2) Ihr Vertragspartner oder der wirtschaftlich Berechtigte ein PeP*, ein Familienmitglied
oder eine bekanntermaf3en einer PeP nahestehende Person ist oder

(3) Ihr Vertragspartner oder der wirtschaftlich Berechtigte in einem Drittstaat mit hohem
Risiko niedergelassen ist,

bedarf es der

— Zustimmung eines Mitgliedes der Filhrungsebene zur Begriindung oder
Fortsetzung der Geschdftsbeziehung;

— Herkunftsbestimmung der Vermégenswerte mit angemessenen Mafinahmen (es geniigt
risikoorientiert auch die Selbstauskunft des Kunden);

— Verstdrkten, kontinuierlichen Uberwachung der Geschdaftsbeziehung.

Im Fall von Nummer 3 sind noch umfdnglichere verstarkte Sorgfaltspflichten zu erfiillen, vgl. §
15 Absatz 5 GwG (und ggf. § 15 Absatz 5a GwG).

Verstdrkter Sorgfaltspflichten bedarf es nicht fiir Zweigstellen von in der EU niedergelas-
senen verpflichteten Unternehmen und fiir Tochterunternehmen, die ihren Standort in einem
Drittstaat mit hohem Risiko (Hinweise zu Drittstaaten finden Sie auf den Internetseiten der
Aufsichtsbehsrden) haben, sich aber uneingeschrénkt an die gruppenweiten Strategien und
Verfahren halten (§ 15 Absatz 3 Nr. 2, 2. Halbsatz GwG).

BIITE BEACHTEN SIE:

Die genannten verstdrkten Sorgfaltspflichten sind auch dann durchzufiihren, wenn der
Sitz des Vertragspartners im Europdischen Wirtschaftsraum ist, aber lhre Risikoanalyse
ein hdheres Risiko ergibt.

(4) Die Transaktion ist besonders komplex oder gro83, lduft ungewdhnlich ab oder erfolgt
ohne offensichtlich wirtschaftlichen oder rechtmdfligen Zweck:

—  Untersuchung der Transaktion hinsichtlich Geldwdsche- oder
Terrorismusfinanzierungsrisiken und hinsichtlich der Pflicht zur Abgabe einer
Verdachtsmeldung,

—  verstarkte kontinuierliche Uberwachung der dieser Transaktion zugrunde liegenden
Geschdaftsbeziehung, sofern eine vorhanden ist.

Kénnen Sie die verstarkten Sorgfaltspflichten nicht durchfiihren, dirfen Sie die
Geschdaftsbeziehung nicht begriinden und/oder die Transaktion nicht durchfiihren.

BIITE BEACHTEN SIE:

Das Bundesfinanzministerium kann neue Fallgruppen schaffen und die zustdndige
Aufsichtsbehorde kann die Durchfiihrung verstérkter Sorgfaltspflichten anordnen und
Versto3e gegen die Anordnung mit einer Geldbuf3e ahnden.

“ Hat die PeP ihr &ffentliches Amt aufgegeben, sind die verstdrkten Sorgfaltspflichten noch mindestens weitere 12 Monate
danach zu beachten (§ 15 Absatz 4 Satz 3 GwG).
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F. AUFZEICHNUNG UND AUFBEWAHRUNG

F. AUFZEICHUNG UND
- AUFBEWAHUNG (§ 8 GwG)

Die im Rahmen der Erfiillung der Sorgfaltspflichten erhobenen Angaben und eingeholten
Informationen, zum Beispiel zum Vertragspartner, aber auch tiber Geschdéftsbeziehungen und
Transaktionen - insbesondere Transaktionsbelege - sind in geeigneter Weise aufzuzeichnen
und aufzubewahren.

DOKU- Dariiber hinaus sind insbesondere auch zu dokumentieren:

MENTATION:

Alle rele\!anien — die Informationen iiber die Durchfiihrung und Ergebnisse von Risikobewertungen und iiber
Informationen die Angemessenheit der darauthin ergriffenen Maf3nahmen,

aufzeichnen und — die Untersuchungsergebnisse iiber auBergewdhnliche Transaktionen und Erwdgungs- und
aufbewahren! Entscheidungsgriinde im Hinblick auf Sachverhalte, die eine Verdachtsmeldepflicht

auslésen kénnten und die
— getroffenen Maf3nahmen zur Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten.

Die Aufbewahrungsfrist fiir diese Unterlagen betrdgt fiinf Jahre. Sie beginnt mit dem Schluss
des Kalenderjahres, in dem die pflichtauslésende Geschaftsbeziehung endet. In den tibrigen
Fdllen beginnt sie mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die jeweilige Angabe
festgestellt worden ist. Die Frist kann auf bis zu zehn Jahre erweitert werden, soweit andere
gesetzliche Bestimmungen liber Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten eine langere
Frist vorsehen. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Unterlagen unverziiglich zu
vernichten.
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G.VERDACHTSFALLE UND MELDEPFLICHTEN (§§ 43 FF. GWG)

| G.VERDACHTSFALLE UND
< MELDEPFLICHTEN (§§ 43 ff. GwG)
. Meldepflicht (§ 43 Absatz 1 GwG)
9 = ®
4 % E

-~ N NS

VERDACHTSMELDUNG

Haben Sie Anhaltspunkte dafiir, dass Vermégenswerte eine illegale Herkunft haben (es sich
also um ,,schmutziges Geld“ handelt) oder stehen die Vermégenswerte im Zusammenhang

mit Terrorismusfinanzierung oder at der Vertragspartner lhnen gegeniiber nicht offengelegt,
ob er fiir einen wirtschaftlich Berechtigten handelt, so sind Sie verpflichtet, diesen
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WICHTIG:
Die Meldepflicht
gilt dabei unab-
hdngig von der
Hohe des Ge-
schafts (bei
Buchmachern
also auch bei
Unterschreitung
des Schwellen-
wertes von 2.000
Euro) und der
Zahlungsart (bar
oder unbar).

G.VERDACHTSFALLE UND MELDEPFLICHTEN (§§ 43 FF. GWG)

Sachverhalt unverziiglich der Zentralstelle fiir Finanztransaktionsuntersuchungen ,,Financial
Intelligence Unit“ (FIU) zu melden.

ll. Form der Meldung (§ 45 Absatz 1 GwG)

Die Verdachtsmeldung an die FIU hat grundsétzlich elektronisch zu erfolgen. Nur
ausnahmsweise ist eine Ubermittlung auf dem Postweg zuldssig. Diese und andere
abweichende Regelungen finden Sie in unserem ergdnzenden Merkblatt zum
Meldeverfahren fiir Verdachtsmeldungen nach dem GwG oder unter www.fiu.bund.de.

lll. Konsequenzen einer Meldung
(88 46, 47 Absatz 1 GwG)

Nach Abgabe einer Verdachtsmeldung darf das zugrunde liegende Geschaft nicht
durchgefiihrt werden, es sei denn, ein derartiger Aufschub des Geschdfts wiirde die
Aufklarung einer Straftat behindern. Erst nach Zustimmung der FIU oder der
Staatsanwaltschaft oder nach Ablauf des dritten Werktags nach Abgabe der
Verdachtsmeldung, wenn die FIU oder die Staatsanwaltschaft die Durchfiihrung nicht
untersagt haben, darf das Geschdéft durchgefiihrt werden.

Sie diirfen Ihren Vertragspartner und sonstige Dritte nicht dariiber informieren, dass Sie eine
Verdachtsmeldung abgegeben haben oder abgeben werden.

V. Kontaktaufnahme mit der FIU

Informationen zum Verfahren bei den Verdachtsmeldungen und die direkten Kontaki-
méglichkeiten zur Generalzolldirektion (FIU) finden Sie unter www.fiu.bund.de und
https://goaml.fiu.bund.de. Bitte beachten Sie, dass Sie sich als Verpflichteter nach § 2
Absatz 1 GwG unabhdngig von einer Verdachtsmeldung bei der Zentralstelle fiir
Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) elektronisch registrieren miissen (§ 45 Absatz 1 Satz
2 GwG). Diese Verpflichtung trifft Sie spatestens ab dem 01.01.2024 (vgl. die
Ubergangsvorschrift in § 59 Absatz 6 GwG).
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1

Weiteres Informationsmaterial wie .

— das Merkblatt Risikomanagement,
— Kurziibersichten zum Risikomanagement fiir Verpflichtete und
— Dokumentationsbégen zur Aufzeichnung der Identifikation und E
— Auslegungs- und Anwendungshinweise zum Geldwdschegesetz (GwG)
— Gemeinsame Hinweise der Obersten Aufsichtsbehérden der Lander im
Gliicksspielsektor gemaf3 §51 Absatz 8 GwG fiir Veranstalter und Vermittler
von Gliicksspielen (Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 15 GwG) - Stand: November 2020

sowie vieles mehr finden Sie in unserem Downloadbereich:

Mehr erfahren |22 www.berlin.de/geldwaesche/

Dieses Merkblatt soll - als Service lhrer Aufsichtsbehérde - nur eine maglichst allgemein
verstdndliche Hilfestellung geben und erhebt daher keinen Anspruch auf Vollsténdigkeit.
Obwohl es mit gréBtmoglicher Sorgfalt erstellt wurde, kann keine Haftung fiir die inhaltliche
Richtigkeit iibernommen werden. Grundlage ist das Geldwdschegesetz (GwG) vom 23. Juni
2017 (BGBL I, Nr. 39, S. 1822ff), zuletzt gedndert am 12. Dezember 2019 (BGBL. | S. 2602)

Senatsverwaltung
fir Wirtschaft, Energie B E R LI N

und Betriebe

Senatsverwaltung fiir Wirtschaft,
Energie und Betriebe

Tel. (030)90 13-0
geldwaesche@senweb.berlin.de

Layout: CONVIS Consult & Marketing GmbH
Bildnachweise: Titelseite: Phongphan
Supphakank/Adobe Stock, Seite 3: uschi
dreiucker/pixelio, Seite 4: pixabay, Seite 6:
WrightStudio/AdobeStock, Seite 11, Seite 16,
Seite 21: Murrstock/AdobeStock, Seite 17:
natali_mis/AdobeStock, Seite 19: simon
kolton/AdobeStock, Seite 20:
Murrstock/AdobeStock

© Senatsverwaltung fiir Wirtschaft,

Energie und Betriebe
Stand 07/2021

22


http://www.berlin.de/geldwaesche/

	A.  GELDWÄSCHEPRÄVENTION: EIN THEMA FÜR MICH?!
	Geldwäsche und Glücksspiel
	I. Risikoanalyse (§ 5 GwG)
	II. Interne Sicherungsmaßnahmen (§§ 6 und 7 GwG)
	7. Rennvereine mit einer Erlaubnis nach § 1 RennwLottG


	C. SORGFALTSPFLICHTEN IN  BEZUG AUF KUNDEN
	I. Identifizierung, § 10 Absatz 1 Nummer 1 GwG
	1. Wer ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1 GwG)
	2. Wann ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 1, § 10 Absätze 3 u. 5 GwG)
	3. Wie ist zu identifizieren? (§ 11 Absatz 4, § 12 Absätze 1 und 2 und § 8 Absatz 2 GwG)
	4. Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 GwG)

	II. Wirtschaftlich Berechtigter  (§ 3 und § 11 Absatz 5 GwG)
	1. Identifizierung von Tipp- und Spielergemeinschaften
	2. Transparenzregister

	III. Politisch exponierte Personen („PeP“)

	D. VEREINFACHTE SORGFALTSPFLICHTEN  (§ 14 GwG)
	E. VERSTÄRKTE SORGFALTSPFLICHTEN (§ 15 GwG)
	F. AUFZEICHUNG UND AUFBEWAHUNG (§ 8 GwG)
	G. VERDACHTSFÄLLE UND MELDEPFLICHTEN (§§ 43 ff. GwG)
	I. Meldepflicht (§ 43 Absatz 1 GwG)
	II. Form der Meldung (§ 45 Absatz 1 GwG)
	III. Konsequenzen einer Meldung  (§§ 46, 47 Absatz 1 GwG)
	IV. Kontaktaufnahme mit der FIU




